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entfernen. Ein erneuter Vollstreckungsantrag des Gläubigers 
wird hiervon nicht ausgeschlossen.

105. § 135 Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

(2) Durch die Einlegung der Beschwerde werden laufende 
Vollstreckungsmaßnahmen nicht gehemmt Das Beschwerdege­
richt kann die Vollstreckung oder einzelne Vollstreckungsmaß­
nahmen durch Beschluß bis zur Entscheidung über die Be­
schwerde vorläufig einstellen.

(3) Ober Einwendungen gegen die Erteilung einer vollstreck­
baren Ausfertigung oder gegen Vollstreckungsmaßnahmen, die 
nicht der Beschwerde unterliegen, entscheidet der Sekretär 
durch Beschluß.

106. § 136 Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung; der bisherige 
Abs. 2 wird Abs. 3:

(1) Ein Verfahren zur Todeserklärung oder Feststellung der 
Todeszeit wird auf Antrag eines Bürgers, der ein rechtliches 
Interesse an der Todeserklärung oder der Feststellung der 
Todeszeit hat, oder auf Antrag des Staatsanwalts eingeleitet 
Der Antrag ist schriftlich zu stellen; die Gründe sind glaubhaft 
zu machen.

(2) Dem Antrag sind Urkunden über den Personenstand und 
Nachweise über den letzten Wohnsitz des Veschollenen beizufü­
gen. Sofern das nicht möglich ist, sind auch diese Angaben vom 
Antragsteller glaubhaft zu machen.

107. § 140 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung

(1) ... Der Antrag kann auch von den Eltern, volljährigen 
Kindern, Geschwistern und dem Ehegatten des zu entmündigen­
den Bürgers gestellt werden.

108. § 144 Abs. 3 wird durch folgenden Satz ergänzt:

Die Antragsgründe sind glaubhaft zu machen.

109. Die Überschrift des Ersten Kapitels im Drittel Teil erhält 
folgende Fassung: „Berufung“

110. § 147 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

(1) Gegen in erster Instanz ergangene Urteile ist die Berufung 
zulässig. Die Berufung führt zur Überprüfung der Entscheidung 
durch das Berufungsgericht.

111. § 148 Abs. 1 wird durch folgenden Satz ergänzt:

Die Prozeßpartei, die innerhalb der Berufungsfrist keine Beru­
fung eingelegt hat, kann sich der Berufung der anderen 
Prozeßparteil anschließen (Anschlußberufung).

112. § 149 wird aufgehoben.

113. § 150 erhält folgende Fassung:

(1) Die Berufungsfrist beträgt 1 Monat. Sie beginnt für jede 
Prozeßpartei mit der Zustellung des Urteils an sie, spätestens 5 
Monate nach Verkündung des Urteils.

(2) Haben der Staatsanwalt oder das Organ der Jugendhilfe 
nicht selbst Klage erhoben, obwohl sie auf Grund von Rechts­
vorschriften dazu berechtigt sind, sind sie zur Berufung berech­
tigt, solange die Frist für eine der Prozeßparteien noch läuft

114. Vor §§ 153 und 153a wird die Überschrift „Wirkung der 
Berufung“ eingefügt; die bisherige Überschrift entfällt; § 153a 
wird eingefügt:

§ 153a

(1) Eine Berufung gegen ein Urteil, mit dem über einen 
Anspruch entschieden wurde, der mehreren Berechtigten nur 
gemeinschaftlich zusteht oder der nur gegenüber mehreren 
Verpflichteten geltend gemacht werden kann, wirkt auch dann 
gegenüber sämtlichen am Verfahren erster Instanz beteiligten 
Prozeßparteien, wenn sie nicht von allen Klägern oder Verklag­
ten eingelegt wurde. Wird eine nicht gegen alle Berufungsver­
klagten fristgerecht eingelegte Berufung ergänzt, gilt sie als 
rechtzeitig eingelegt.

(2) Im Falle des Abs. 1 werden alle Kläger oder Verklagten zu 
Berufungsklägern mit den sich daraus ergebenden Rechten und 
Pflichten. Werden von ihnen Sachanträge unterschiedlichen 
Umfangs gestellt, findet das Berufungsverfahren im Rahmen des 
weitestreichenden Antrages statt. Die Berufung kann durch 
Erklärung derjenigen Berufungskläger zurückgenommen wer­
den, die im Berufungsverfahren Sachanträger gestellt haben.

115. § 154 erhält folgende Fassung:

§ 154
Umfang der Überprüfung

(1) Das Berufungsgericht überprüft das Urteil in tatsächlicher 
und rechtlicher Hinsicht, soweit nicht die Rechtskraft eingetre­
ten ist, im Rahmen der durch Berufung und Anschlußberufung 
gestellten Anträge. In den Fällen des § 153 Absätze 2 und 3 sind 
die von Berufung und Anschlußberufung nicht erfaßten Ent­
scheidungen unabhängig von den gestellten Anträgen zu über­
prüfen.

(2) Im Berufungsverfahren können neue Tatsachen vorgetra­
gen und neue Beweise angeboten werden. Dem Berufungsge­
richt obliegt die Würdigung der in beiden Instanzen erhobenen 
Beweise und die rechtliche Beurteilung der Verhandlungsergeb­
nisse beider Instanzen. Es kann von einer Beweiswürdigung des 
Gerichts erster Instanz ohne weitere Sachaufklärung nur abwei­
chen, wenn die Unrichtigkeit offensichtlich ist.

(3) Im Berufungsverfahren können neue Ansprüche nur gel­
tend gemacht werden, wenn sie sich aus dem Sachverhalt 
ergeben, der bereits Gegenstand der mündlichen Verhandlung 
des erstinstanzlichen Verfahrens war.

(4) Das Berufungsgericht überprüft in jedem Berufungsverfah­
ren unabhängig von den Anträgen der Prozeßparteien die 
erstinstanzliche Kostenentscheidung. Es kann die erstinstanz­
liche Kosten'entscheidung auch dann ändern, wenn es die 
Berufung zur Sachentscheidung durch Beschluß als offensicht­
lich unbegründet abweist.

116. § 155 erhält folgende Fassung:

§ 155
Rücknahme der Berufung

(1) Die Berufung kann ganz oder teilweise zurückgenommen 
werden. Wird die Berufung im vollen Umfang zurückgenommen, 
wird eine Anschlußberufung wirkungslos. Die Rücknahmeerklä­
rung ist dem Berufungsverklagten mitzuteilen, wenn ihm die 
Berufung bereits zugestellt war. Sie ist auch dem Staatsanwalt 
zuzustellen, soweit dieser zur Einlegung der Berufung berechtigt 
ist

(2) Die Rechtskraft des Urteils erster Instanz tritt mit Abgabe 
der Rücknahmeerklärung gegenüber dem Berufungsgericht, 
jedoch nicht vor Ablauf der Berufungsfrist ein.


